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Kurztitel 

Ausländerbeschäftigungsgesetz 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 218/1975 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 120/1999 

§/Artikel/Anlage 

§ 26 

Inkrafttretensdatum 

01.01.2000 

Außerkrafttretensdatum 

30.06.2002 

Beachte 

Ist auf Sachverhalte anzuwenden, die sich nach dem 31. Dezember 1999 

ereignen (vgl. § 34 Abs. 20 idF BGBl. I Nr. 120/1999). 

Text 

Überwachung, Auskunfts- und Meldepflicht 
 

§ 26. (1) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, den Landesgeschäftsstellen des Arbeitsmarktservice und den 
regionalen Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice sowie den Trägern der Krankenversicherung und den 
Arbeitsinspektoraten auf deren Verlangen Anzahl und Namen der im Betrieb beschäftigten Ausländer 
bekanntzugeben. Die Arbeitgeber und die Ausländer sind auf Verlangen verpflichtet, den vorerwähnten 
Behörden und den Trägern der Krankenversicherung und den Arbeitsinspektoraten die zur Durchführung dieses 
Bundesgesetzes notwendigen Auskünfte zu erteilen und in die erforderlichen Unterlagen Einsicht zu gewähren. 
Die Arbeitgeber haben dafür zu sorgen, daß bei ihrer Abwesenheit von der Betriebsstätte oder Arbeitsstelle eine 
dort anwesende Person den genannten Behörden und Rechtsträgern die erforderlichen Auskünfte erteilt und 
Einsicht in die erforderlichen Unterlagen gewährt. 

(2) Die im Abs. 1 genannten Behörden und die Träger der Krankenversicherung sind zur Durchführung 
ihrer Aufgaben berechtigt, die Betriebsstätten, Betriebsräume und auswärtigen Arbeitsstellen, die 
Aufenthaltsräume der Arbeitnehmer sowie bei begründetem Verdacht nicht ortsüblicher Unterbringung auch die 
vom Arbeitgeber den Arbeitnehmern beigestellten Wohnräume und Unterkünfte zu betreten. 

(3) Die im Abs. 1 genannten Behörden und die Träger der Krankenversicherung haben bei Betreten des 
Betriebes den Arbeitgeber, in jenen Fällen, in denen der Arbeitgeber Arbeitsleistungen bei einem Auftraggeber 
erbringen läßt, auch diesen, oder deren Bevollmächtigte und den Betriebsrat von ihrer Anwesenheit zu 
verständigen; hiedurch darf der Beginn der Betriebskontrolle nicht unnötig verzögert werden. Vor Beginn der 
Betriebskontrolle ist in Betrieben, die der Aufsicht der Bergbehörden unterliegen, jedenfalls der 
Bergbauberechtigte oder ein von ihm namhaft gemachter Vertreter zu verständigen. Auf Verlangen haben sich 
die einschreitenden Organe durch einen Dienstausweis auszuweisen. Dem Arbeitgeber, dessen Auftraggeber 
oder deren Bevollmächtigen sowie dem Betriebsrat steht es frei, die einschreitenden Organe bei der 
Amtshandlung im Betrieb zu begleiten; auf Verlangen der einschreitenden Organe sind der Arbeitgeber, dessen 
Auftraggeber oder deren Bevollmächtigte hiezu verpflichtet. Die Betriebskontrolle hat tunlichst ohne Störung 
des Betriebsablaufes zu erfolgen. 

(4) Der Arbeitgeber, dessen Auftraggeber oder die gemäß Abs. 1 zur Beauskunftung beauftragte Person 
haben über die Identität von Personen, die sich an einem in Abs. 2 genannten Ort oder in einem dem Arbeitgeber 
zurechenbaren Fahrzeug aufhalten, Auskunft zu geben, wenn Grund zur Annahme besteht, daß es sich bei den in 
Frage kommenden Personen offensichtlich um ausländische Arbeitskräfte handelt, die beschäftigt werden oder 
zu Arbeitsleistungen herangezogen werden sollen. Die einschreitenden Organe der in Abs. 1 genannten 
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Behörden und die Träger der Krankenversicherung sind berechtigt, die Identität dieser Personen zu überprüfen. 
Der Baustellenkoordinator (§ 2 Abs. 7 des Bauarbeitenkoordinationsgesetzes - BauKG, BGBl. I Nr. 37/1999) hat 
im Rahmen seiner Tätigkeit auf der Baustelle an der Identitätsfeststellung mitzuwirken. 

(5) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, 

 1. den Beginn der Beschäftigung eines Ausländers, für den eine Beschäftigungsbewilligung erteilt oder ein 
Befreiungsschein ausgestellt wurde, und 

 2. die Beendigung der Beschäftigung eines Ausländers, für den eine Beschäftigungsbewilligung erteilt 
oder ein Befreiungsschein ausgestellt wurde, 

innerhalb von drei Tagen der zuständigen regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice zu melden. 


